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Frankfurt F5

Pläne für Quartier
BFF hält 2200 neue Wohnungen für möglich

VO N C H R I S TO P H M A N U S

D
ie Römer-Fraktion der Bür-
ger für Frankfurt (BFF)

sieht die Chance, beidseits der
Westerbachstraße im Stadtteil
Rödelheim ein neues Viertel mit
Wohnungen, Büros, Gewerbe,
Handwerk, Einzelhandel, einer
Schule und Kindertagesstätten
zu schaffen. Nach einer von der
Fraktion in Auftrag gegebenen
Studie des Frankfurter Architek-
ten und Stadtplaners Karl Rich-
ter könnten bis zu 2200 Woh-
nungen im dem Gebiet entste-
hen, das von der Autobahn 5 bis
östlich der Straße „In der Au“
reicht.

Das Viertel befinde sich im
Umbruch, argumentiert die
BFF-Fraktion. Dort gebe es
brachliegende Gewerbeflächen
und nur in Teilen genutzte Area-

le wie die Verkehrszentrale Hes-
sen. Mit dem Vorschlag zur Neu-
entwicklung der Flächen zeige
die Fraktion auch, dass sich
Wohnraum in Frankfurt schaf-
fen lasse, ohne dafür wertvolle
Ackerböden und Naherholungs-
gebiete zu vernichten, sagt Frak-
tionschef Mathias Mund.

Teil des Areals, das die BFF-
Fraktion neu entwickeln lassen
möchte, ist auch die „Au“, ein
seit den 80er Jahren besetztes
Haus, das der Stadt Frankfurt
gehört. Die BFF kritisiert die
Duldung der Hausbesetzung seit
Jahren scharf, stimmte im Jahr
2018 für einen AfD-Antrag, diese
„unverzüglich zu beenden“.
Mund betonte am Dienstag auf
Anfrage der FR, auch ohne Nut-
zung des „Au“-Areals könnten
in dem Viertel 1500 Wohnungen
entstehen.

Oesterling sagte außerdem
weitere Einschränkungen im
Nahverkehr als Folge der zweiten
Welle der Coronapandemie vo-
raus. Wie bei der ersten Welle im
Frühjahr sei davon auszugehen,
dass Fahrpersonal ausfallen wer-
de. Daher müssten die Nahver-
kehrsbetriebe den öffentlichen
Nahverkehr voraussichtlich er-
neut ausdünnen. Er rechne au-
ßerdem damit, dass die Bundes-
regierung weitere Einschränkun-
gen des öffentlichen Lebens ver-
ordnen werde.

Martin Kliehm (Linke) bat da-
rum, die Verkehrsgesellschaft
Traffiq solle weiterhin lange Züge
einsetzen und die Wagenzahl
nicht verringern. So könnten sich

die Fahrgäste besser verteilen.
Unverständnis löste im Ausschuss
die Absicht der Landesbaubehör-
de Hessen Mobil aus. Sie will die
A5 zwischen Friedberg und Nord-
westkreuz von sechs auf bis zu
zehn Fahrspuren ausbauen. „Total
anachronistisch“, urteilte Martin
Kliehm.

„Kein erweiterter Ausbau, wir
wollen eine Verkehrswende“, for-
derte Eugen Emmerling (SPD).
„Die Grünen sind gegen jeglichen
Autobahnausbau in Frankfurt“,
hielt Wolfgang Siefert (Grüne)
fest. Aus der CDU-Fraktion ergriff
niemand das Wort.

Klaus Oesterling sagte: „Ein
zehnspuriger Ausbau passt abso-
lut nicht in unsere Zeit.“ Die
Stadt werde dem Projekt nicht
zustimmen. Unklar war, ob es
sechs oder acht Fahrspuren plus
zwei Standstreifen geben soll.

D
as massive Eingangstor der
Jüdischen Gemeinde öffnet

sich. Eine Gruppe von Kindern
verlässt in Zweierreihen mit ihren
Erzieher:innen das Gelände. Am
Gebäude der Gemeinde hängen
Überwachungskameras, die zum
Teil auf das Eingangstor gerichtet
sind. Neben dem Tor steht ein
Dutzend Journalist:innen und ein
Polizist, in den Händen hält er ei-
ne Maschinenpistole. Doch die
Kinder bleiben von alldem völlig
unbeeindruckt.

„Diese Zustände sind für sie
normal. Die Kinder lernen damit
klarzukommen und die Eltern
sind sehr froh über die Schutz-
maßnahmen“, sagt Harry Schna-
bel, Vorstandsmitglied der Jüdi-
schen Gemeinde. Die Presse ist an
diesem Dienstagvormittag wegen
eines Teils der Schutzmaßnah-
men der Gemeinde ins Westend
gekommen.

Denn Harry Schnabel und sein
Vorstandskollege Leo Latasch
überreichen an diesem Vormittag
symbolisch einen Wachcontainer
an Polizeipräsident Gerhard Be-
reswill.

In dem Container, der nicht so
aussieht wie die Module auf Bau-
stellen, stehen ein Tisch und ein
Bildschirm mit Blick auf das Ge-
lände, außerdem seien eine Kli-
maanlage und eine Heizung darin
vorhanden, sagt Latasch. „Damit
sie wenigstens menschenwürdig
darin sitzen können.“ Die Ge-
meinde stellt den Container den
Polizist:innen zur Verfügung, die
die Gemeinde bewachen.

Polizeipräsident Bereswill er-
gänzt, dass die Polizeikräfte vor-
her in einem VW-Bus saßen und
bei bestimmten Witterungsver-
hältnissen die Sicht auf das Ge-
lände eingeschränkt war. Der
Container sei vorbildlich, sagt Be-
reswill. „Die Beamten sind rund
um die Uhr für den Schutz im
Einsatz. Die Sicherheit wird nun
deutlich erhöht, weil sie eben un-
ter anderem eine bessere Sicht
auf das Gelände haben.“

Vor zwei Jahren noch waren
die Eingänge zum Gelände offen.
Doch dann einigte sich die Jüdi-

sche Gemeinde auf Empfehlungen
des Landeskriminalamts (LKA)
auf ein neues Sicherheitskonzept.
„Wir haben die Sicherheitsmaß-
nahmen gleich zu Beginn der Um-
baumaßnahmen erhöht“, sagt
Schnabel. Denn die Empfehlun-
gen des LKAs „beruhten lediglich
auf der jetzigen Gefährdungslage.
Doch wenn es zu einem Angriff
kommt, wie letztes Jahr in Halle,
dann können wir ein Gebäude
nicht innerhalb von ein bis zwei
Monaten an die Sicherheitslage
anpassen“, erläutert er.

Für die Gemeinde sei es zu-
dem ein großes Anliegen gewe-
sen, den Wachcontainer aus eige-
ner Tasche zu finanzieren. Einer-
seits wegen der, wie Latasch sagt
„exzellenten Zusammenarbeit“

mit der Polizei, andererseits auch
aus eigenem Sicherheitsempfin-
den. Neunzig- bis Hunderttau-
send Euro habe der Bau gekostet.
Die Umbaumaßnahmen für das
gesamte Gelände belaufen sich
auf zwei Millionen Euro. Dazu
zählen das elektronisch ver-
schließbare Eingangstor, mehrere
Überwachungskameras, Sicher-
heitsschleusen und eigenes Si-
cherheitspersonal im Gelände.
Die Polizei ist rechtlich gesehen
nur für den Objektschutz zustän-
dig, in das Gebäude dürfe sie
nicht hinein, so Latasch. Hinzu
kommen dicke schuss- und
sprengsichere Fenster mit schwe-
ren Türrahmen. „Das kostet eben
Geld. Es ist schon traurig, dass
das heutzutage noch sein muss“,

sagt Schnabel. Vom Land Hessen
und der Stadt Frankfurt gab es für
die Errichtung der Sicherheits-
maßnahmen keinen Cent. „Wir
stehen mit der Landesregierung
und Innenminister Peter Beuth
seit einem Jahr wegen der Sicher-
heitslage in Gesprächen“, sagt
Schnabel. Doch von der Landes-
regierung habe es bisher wenig
Entgegenkommen gegeben.

Die Jüdische Gemeinde finan-
ziert die Sicherheitsvorkehrungen
aus Einnahmen der Kultussteuer,
die in etwa gleichzusetzen ist mit
der Kirchensteuer. Außerdem aus
Einnahmen aus dem Stadtvertrag
mit der Stadt Frankfurt und dem
Staatsvertrag des Landes Hessen
und dem Landesverband der Jü-
dischen Gemeinde.

Mehr Schutz für jüdische Menschen
Gemeinde investiert mehr als zwei Millionen Euro in ihre Sicherheit / Von Stefan Simon

Fast 100000 Euro kostete der Wachcontainer der Jüdischen Gemeinde, damit sie rund um die Uhr geschützt wird. CHRISTOPH BOECKHELER

JÜDISCHE GEMEINDE

Dreh- und Angelpunkt der Jüdischen
Gemeinde ist das Ignatz-Bubis-
Gemeindezentrum in der Savigny-
straße im Frankfurter Westend. Es
wurde 1986 errichtet.

Der Bau geht zurück auf die Initiative
des langjährigen Vorstandsvorsitzen-
den der Jüdischen Gemeinde, Ignatz
Bubis.

Das Gemeindezentrum beherbergt
neben der Verwaltung einen Kinder-
garten, eine Krippe, die Isaak Emil-
Lichtigfeld-Schule, den Hort, das
Jugendzentrum, den Seniorenclub, den
Gemeinderatssaal und das Restaurant
Sohar’s. stn

Überwachungskameras
und schusssichere Fenster


